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Einleitung

Die Schweigepflicht gilt als eine der höchsten und ältesten Standes- und 
Rechtspflichten eines Arztes. Bereits in der Antike schworen Ärzte mit dem 
berühmten Hippokratischen Eid auf ihre Verschwiegenheit.1 Und auch in 
der römischen Zeit galt die Heilkunst als „ars murta“.2 Ihrer hohen Bedeu-
tung entsprechend erhielt die ärztliche Diskretion im Laufe der Zeit zahlrei-
che gesetzliche Verankerungen in der deutschen Rechtsordnung. Erste An-
sätze der Strafbewehrung begannen im deutschen Raum im 18. Jahrhundert3 
und noch heute verpflichtet der Straftatbestand des § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB4 
einen Arzt, Geheimnisse, die ihm anvertraut oder bekannt geworden sind, 
nicht unbefugt zu offenbaren. Diesem traditionsreichen Hintergrund ist wohl 
ebenfalls das Paradoxon geschuldet, dass die ärztliche Schweigepflicht, 
trotz der Strafbewehrung des § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB, regelmäßig als „Pri-
vileg“ und nicht als belastende Pflicht aufgefasst wird.5 

Der materiell-rechtlichen Schweigepflicht eines Arztes kommt jedoch 
keine apodiktische Gültigkeit zu. Die Geheimhaltungspflicht wird vielmehr 
durch zahlreiche Offenbarungsbefugnisse und -pflichten relativiert. Ferner 
benötigt die materiell-rechtliche Schweigepflicht prozessuale Stützen in 
Form von Zeugnisverweigerungsrechten und Beschlagnahmeverboten. An-
derenfalls würde die Schweigepflicht infolge der allgemeinen Zeugnispflicht 
vor Gericht oder der Beschlagnahmefähigkeit von ärztlichen Unterlagen zu 
einer faktisch „leeren Hülle“ verkommen. Daher bildet die materiell-recht-
liche Schweigepflicht erst zusammen mit ihren Relativierungen und ihren 

1 Teil des hippokratischen Eides in Bezug auf die Schweigepflicht: „[…]Was 
immer ich sehe und höre, bei der Behandlung oder außerhalb der Behandlung, im 
Leben der Menschen, so werde ich von dem, was niemals nach draußen ausgeplau-
dert werden soll, schweigen, indem ich alles derartige als solches betrachte, das 
nicht ausgesprochen werden darf […]“ vgl. Adolf,	 in:	 Laufs / Katzenmeier / Lipp,	
Arztrecht, vor Kp. I; Schlund,	 in:	 Laufs / Kern,	 HdB	Arztrecht,	 Kp.	 12	 §	65	 Rn.	1;	
Lenckner, in: Arzt und Recht, S. 159, 160; Eb. Schmidt, Der Arzt im Strafrecht, S. 3; 
Ulsenheimer, Arztstrafrecht I § 8 Rn. 360; Kraatz, Arztstrafrecht Rn. 231; Eichel-
brönner, Grenzen der Schweigepflicht, S. 9; Bartsch, Ärztliche Schweigepflicht, 
S. 13.

2 Vgl. Vergil, Aeneis Buch 12, Vers 395–397.
3 Vgl. Cierniak / Pohlit, in: MüKo-StGB, § 203 Rn. 8. 
4 §§ ohne Angaben sind solche des StGB.
5 Rimpel, SÄB 1980, 353.
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prozessualen Korrelaten das „Gesamtrechtsinstitut des ärztlichen Berufsge-
heimnisses.“6 

Der strafrechtlichen Normierung der Schweigepflicht wird wegen des 
Seltenheitscharakters von Verurteilungen oft nur eine untergeordnete prakti-
sche Bedeutung zugesprochen.7 Die statistische Seltenheit ist jedoch nicht 
mit einer geringen Relevanz gleichzusetzten, wie der viel beachtete „HIV-
Fall“ des OLG Frankfurt a. M. aus dem Jahr 1999 belegt. Das Gericht 
entschied, dass ein Arzt, der vermeintlich in Konformität mit der ärztlichen 
Schweigepflicht handelte und die HIV-Erkrankung seines Patienten dessen 
Lebensgefährtin verschwieg, grundsätzlich für den Schaden der infizierten 
Lebensgefährtin aufkommen müsse, da der Arzt nicht die Durchbrechungen 
seiner Schweigepflicht erkannt und diesen entsprechend gehandelt habe.8 
Diese Entscheidung verdeutlicht nur zu gut, dass die Geheimhaltungspflicht 
ein Gewicht in der empfindlichen „Pflichtenwaage“ des Arztrechts bildet, 
nach der sowohl ein pflichtwidriges Schweigen als auch ein pflichtwidriges 
Offenbaren in eine Haftung oder sogar Strafbarkeit des Arztes umschlagen 
kann.9 Probleme des Schutzumfangs und der Grenzen der ärztlichen Schwei-
gepflicht können daher – wie schon von Eberhard Schmidt – stets als 
„brennende Fragen“ bezeichnet werden.10 

Ein besonderes Bedürfnis Umfang und Grenzen des ärztlichen Berufsge-
heimnisses zu konstatieren besteht, wenn es um den ärztlichen Kontakt zu 
Opfern von Gewalt- und Sexualstraftaten geht. Diese spezielle Problematik 
bildet trotz ihrer stetigen Aktualität und Praxisrelevanz nur einen unterge-
ordneten Gegenstand der aktuellen Diskussionen rund um das ärztliche 
Berufsgeheimnis,11 obgleich jeder Arzt, der erkennt, dass sein Patient Opfer 

6 Lenckner, in: Arzt und Recht, S. 159, 163. Der Begriff Berufsgeheimnis soll 
fortan als Überbegriff für die materiell-rechtliche Schweigepflicht, das strafprozes-
suale Zeugnisverweigerungsrecht, das Beschlagnahmeverbot und auch die Offenba-
rungspflichten und -befugnisse verwendet werden, obgleich der Begriff des Berufs-
geheimnisses teilweise in Kritik steht, da das Gesetz den Terminus der Verletzung 
von „Privatgeheimnissen“ verwendet, vgl. Hilgendorf,	in:	Arzt / Weber / Heinrich / Hil-
gendorf, BT, § 8 Rn. 29. 

7 Braun,	 in:	 Roxin / Schroth,	 HdB	 Medizinstrafrecht,	 S.	226;	 Erlinger / Warntjen /  
Bock, in: MAH Strafverteidigung, § 50 Rn. 129; Ulsenheimer, Arztstrafrecht, I § 8 
Rn. 360.

8 Der Anspruch war in dem konkreten Fall jedoch mangels nachweisbarer haf-
tungsbegründender Kausalität abgewiesen worden, vgl. OLG Frankfurt a. M. NJW 
2000, 875 ff.; Spickhoff, NJW 2000, 848 ff.; Wolfslast, NStZ 2001, 151; Mau-
rach / Schroeder / Maiwald, BT 1, § 29 III Rn. 47.

9 Kraatz, NStZ-RR 2014, 65, 66.
10 Eb. Schmidt, Brennende Fragen, 1951.
11 Monographisch haben sich mit diesem Thema bisweilen Eichelbrönner, Die 

Grenzen der Schweigepflicht des Arztes, u. Vitkas, Grenzen ärztlicher Schweige-



 Einleitung 23

einer Straftat wurde, mit der Frage konfrontiert wird, inwieweit diese Um-
stände der Geheimhaltung unterliegen und wann trotz seiner Schweigepflicht 
eine initiative Aufklärung der Straftat gegenüber den Strafverfolgungsbehör-
den, der Polizei oder anderen gefahrabwehrenden Behörden, wie etwa dem 
Jugendamt, gestattet oder sogar geboten ist.12 

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls auf die sogenannten „Forensischen 
Ambulanzen“ einzugehen, die bisher noch keine gesonderte rechtliche Wür-
digung erfahren haben. Während des letzten Jahrzehnts wurden solche 
Ambulanzen vorwiegend an rechtsmedizinischen Instituten gegründet, um 
Opfern von Gewalt- und Sexualstraftaten und kurativ tätigen Ärzten, die 
solche Personen behandeln, über das traditionelle Aufgabenfeld der Rechts-
medizin hinaus eine neuartige, interdisziplinäre Anlaufstelle zu bieten.13 An 
dem rechtsmedizinischen Institut des Universitätsklinikums Mainz erfolgte 
die Institutionalisierung einer solchen Einrichtung im Jahre 2007. Nahezu 
identische Angebotsstrukturen existieren in Hamburg, Hannover, Heidel-
berg, Düsseldorf, Fulda, Köln, Leipzig, München, Münster und an vielen 
anderen rechtsmedizinischen Instituten,14 wobei die jeweiligen Ambulanzen 
unter divergierenden Namen wie „Schutzambulanz“, „Gewaltopferambu-
lanz“, „Rechtsmedizinische Untersuchungsstelle“ oder „Rechtsmedizinische 
Ambulanz für Gewaltopfer“ geführt werden.15

pflicht, auseinandergesetzt. Vitkas beschränkte seine Untersuchung der Schweige-
pflicht auf Fälle von Kindesmissbrauch und -misshandlung. Diese Thematik ist seit 
langem Gegenstand reger Diskussionen, vgl. exemplarisch Köttgen, BÄB 1968, 
134 ff.; Kohlhaas, DA 1968, 12, gleichwohl ist diese Diskussion oft eher politisch 
und sozialwissenschaftlich und nicht rechtlich gehalten. Geppert, in: FS Gössel, 
S. 303 ff. u. Michalowski, ZStW 109 (1997), 520 ff. beleuchteten vorwiegend die 
Problematik des Patienten als potentiellen Straftäter. Die Rspr. befasste sich biswei-
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